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T Zentralbankchef Mario Draghi
warnt: Die Alternative zum
Sparen sind Steuererhöhungen.
Märkte beruhigen sich zögerlich

ANDRE TAUBER

D ie italienische Regierung kündigt
angesichts der internationalen
Schuldenkrise einen härteren

Sparkurs und Wirtschaftsreformen an.
„Das Dekret, das den ausgeglichen Haus-
halt vorsieht, wird gestärkt und bis Frei-
tagabend beschlossen“, sagte Finanzmi-
nister Giulio Tremonti am Mittwoch bei
einer Konferenz des Bankenverbandes
Abi in Rom. Das ist angesichts der in Ita-
lien sonst langen Debatten ein Rekord-
tempo. Einen Rücktritt, über den zuletzt
spekuliert worden war, schloss Tremonti
aus. Italien möchte auf diese Weise das
Vertrauen der Finanzmärkte in den Re-

formwillen der Regierung zurückgewin-
nen. Auch die meisten Oppositionspar-
teien erklärten sich bereit, das Sparpro-
gramm aus diesem Grund nicht zu blo-
ckieren. Tremonti möchte durch Einspa-
rungen und Mehreinnahmen, die zuletzt
auf 40 Mrd. Euro beziffert wurden, bis
2014 den Haushalt ausgleichen. 

Italiens Zentralbank übt erheblichen
Druck aus. Bankchef Mario Draghi, der
im Sommer an die Spitze der Europäi-
schen Zentralbank rücken soll, warnte:
„Wenn man nicht die Ausgaben weiter
kürzt, sind Steuererhöhungen unver-
meidbar.“ Einen solchen Schritt dürfte
der wegen seiner Justizskandale ange-
schlagene Ministerpräsident Silvio Ber-
lusconi vermeiden wollen. Berlusconi
hatte vor Kurzem von Tremonti sogar
Steuersenkungen verlangt.

Die Zentralbank warnt zudem vor den
Folgen hoher Zinskosten. Auf kurze
Sicht könne sich Italien die höheren
Renditen leisten, doch langfristig seien

die Konsequenzen beträchtlich, warnte
Ignazio Visco, Mitglied im Direktorium
der Banca d’Italia. Italien ist mit 1,8 Bil-
lionen Euro verschuldet, das sind 120
Prozent der Wirtschaftsleistung.

Tremonti nahm keine Stellung dazu,
ob der Umfang des Sparpakets erhöht
wird. Er kündigte allerdings eine Privati-
sierungsoffensive an. Das Projekt soll
vorangebracht werden sobald sich die
Märkte wieder beruhigt haben. Der Staat
ist größter Eigner des Öl- und Gaskon-
zerns Eni, des Energieunter-
nehmens Enel und des Rüs-
tungskonzerns Finmeccanica.
Der römischen Zeitung „La
Repubblica“ zufolge prüft die
Regierung, Aktien dieser Un-
ternehmen am freien Markt zu
verkaufen. Eine offizielle Be-
stätigung gibt es dafür aller-
dings nicht.

Darüber hinaus sollen die
Kommunen bei der Privatisie-

rung ihres umfangreichen Besitzes – dar-
unter Grundstücke, Häuser und Beteili-
gungen an städtischen Betrieben – Tem-
po machen. Diese Regel soll im nationa-
len Stabilitätspakt, der die Haushaltspo-
litik der Städte, Provinzen und Regionen
regelt, festgeschrieben werden. 

Um die Wirtschaft des Landes anzu-
kurbeln prüft die Regierung zudem die
Öffnung zahlreicher Berufs- und Un-
ternehmenszweige. Tremonti befür-
wortet eine Regel wonach jeder Wirt-

schaftszweig frei zugänglich
ist, sofern sich die Regierung
nicht explizit dagegen ent-
scheidet. Der Vorschlag hat
Sprengkraft. Schon die Regie-
rung unter dem linken Minis-
terpräsidenten Romano Prodi
war angesichts massiver Pro-
teste daran gescheitert, den
Markt für Apotheker und Taxi-
fahrer zu liberalisieren. Exper-
ten zufolge könnte eine be-

herzte Marktöffnung Italien jedoch zu
einem Wachstumsschub verhelfen.

An der Börse kamen die Ankündigun-
gen zunächst gut an. Bankaktien legten
aber zeitweise zu, nachdem sie in der
vergangenen Woche stark an Wert verlo-
ren hatten. Der Mailänder Leitindex
FTSB MIB lag am Nachmittag allerdings
dann doch nahezu unverändert. Zinsen
für italienische Staatsanleihen lagen am
Vormittag leicht niedriger als am Vortag
– eine positive Nachricht für Italien. 

Zentralbankchef Draghi hatte am Vor-
mittag für Vertrauen in die Banken des
Landes geworben. Deren Kapitalausstat-
tung habe sich in den vergangenen Mo-
naten erheblich verbessert, sagte er. So
sei die Quote des festen Kernkapitals der
fünf führenden Institute auf 8,6 Prozent
gestiegen. Die Quote gilt als entschei-
dender Richtwert dafür, wie krisenfest
die Banken sind. Der Zentralbankchef
sagte, Italiens Kreditinstitute seien auf
einem „guten Weg“.

Italien geht in die Offensive
Parlament verschärft Sparpaket und plant Verabschiedung bis Freitag. Kommunen verkaufen Staatsbesitz

A ls Ministerpräsident führte
Romano Prodi Italien in
den Neunzigern in die Eu-
ro-Zone, obwohl das Land
eine Staatsverschuldung

von 120 Prozent der Wirtschaftsleistung
hatte. Im Gespräch mit der „Welt“ be-
gründet der linksliberale Politiker und
frühere Präsident der Europäischen
Kommission, warum er befürwortet,
dass Silvio Berlusconi vorerst Minister-
präsident bleibt:

DIE WELT: Italien steht im Zyklon der
internationalen Finanzkrise. Wie
fühlt man sich da als ehemaliger Mi-
nisterpräsident?
ROMANO PRODI: Gut. Sehr gut. Wir
müssen unterscheiden zwischen persön-
lichen Aspekten und denen, die das Land
betreffen. Persönlich geht es mir hervor-
ragend.

Sie sind Ökonom. Die lieben Progno-
sen. War es nicht absehbar, dass die
Finanzkrise früher oder später auch
Italien erreichen wird?
Nein. Die italienische Situation war
schon immer schwierig. Als ich 1996 mei-
ne erste Regierung übernahm, hatten wir
zwar einen Schuldenstand von 121 Pro-
zent der Wirtschaftsleistung. Aber wir
wussten, dass wir mit all unseren Res-
sourcen diesen Schuldenstand verwalten
konnten.

Es kam also aus heiterem Himmel?
Es war vermutlich die politische Unruhe,
die die Finanzmärkte in Alarmzustand
versetzte. Die Tatsache, dass es Span-
nungen in der Regierung gab, dass die
Hauptlast des aktuell diskutierten Spar-
pakets auf 2013 und 2014 verlegt wurde,
sendete ein Zeichen der Schwäche. Die
Folge war der Tsunami, der über die An-
leihemärkte und Banken hereinbrach.

In Italien wird geklagt, dass Speku-
lanten für die Krise verantwortlich
sind. Klingt nach einer Ausrede. Im-
merhin haben die Italiener die Schul-
den selbst aufgehäuft.
Sicher stecken Spekulanten dahinter.
Wenn ein Spekulant auf einen fallenden
Titel wetten und dabei gewinnen kann,
dann macht er das auch.

Italien ist frei von Verantwortung?
Unsere Verantwortung ist es, dass wir
uns schlechter positioniert haben als der
Rest Europas, das derzeit selbst atta-
ckiert wird. Wenn es aber ein Minimum
an europäischer Koordinierung gegeben
hätte, wäre das aber nichts passiert.

Wo hat denn Europa im Kampf gegen
die Finanzkrise versagt?
Europa hat sich in vielen Dingen geirrt.
Die einzig konsequente Strategie Euro-
pas in den vergangenen 15, 16 Monaten
war es, Entscheidungen zu verschieben.
Kleine Probleme sind zu großen Proble-
men geworden. Objektiv stehen doch die
USA viel schlechter als wir da. Unend-
lich schlechter. Allerdings ist Amerika
nun mal Amerika und handelt einheit-
lich und entschlossen. Europa ist anders.

Hat Europa etwas aus der Schulden-
krise gelernt?

Nein. Europa hat nichts gelernt, weil
Lernen in diesem Fall hieße, einen gro-
ßen Schritt nach vorne zu machen. Es
hieße: Die Wirtschaftsregeln zu ergän-
zen, die bislang fehlen.

Was meinen sie damit?
Die Geburtsschwäche des Euro war
stets, dass er eingeführt
wurde, ohne gleichzeitig die
Steuerpolitik zu harmoni-
sieren.

Ist der Euro zu früh geboren?
Nein, hätten wir ihn damals nicht einge-
führt, dann hätte man ihn niemals ge-
schaffen. Ich erinnere mich an Gesprä-
che mit Bundeskanzler Helmut Kohl.
Wir sprachen über die Notwendigkeit,
Steuergesetze zu harmonisieren. Er sag-
te, dass diese Harmonisierung folgen

werde, weil sie logisch sei. Auch ich
dachte so. Doch die Umstände ha-
ben sich dann geändert.

Erleben wir den Anfang vom En-
de des Euro?
Daran hat niemand ein Interesse,

am wenigsten Deutschland. Nie-
mals zuvor konnte

Deutschland seine Stär-
ke so ausleben, ohne

dass Italien, Frankreich und andere Län-
der durch Abwertung ihrer Währung den
Wettbewerb verzerren.

Die Alternative zum Ende des Euro
könnte eine Vertiefung sein. Luxem-
burgs Regierungschef Jean-Claude
Juncker und Italiens Wirtschaftsmi-
nister Giulio Tremonti befürworten
die Ausgabe von gemeinsamen Anlei-
hen, also so genannte Euro-Bonds. Ist
das die Lösung?
Euro-Bonds wären nützlich und wichtig.
Vor allem aber ist es wichtig, Entschei-
dungen zu treffen statt ständig in die
Verlängerung zu gehen. Eine Entschei-
dung, in der die Staaten klarstellen: Wir
sind nicht die Boxsäcke, die nur einste-
cken, wir haben eine eigene Politik.

Sehen sie Chancen, dass es dazu
kommt?
Ich sehe derzeit keinen führenden Politi-
ker, der bereit ist, seine politische Karri-
ere zu riskieren, um Europa zu stärken.

Ist das ein Appell an Bundeskanzlerin
Angela Merkel?
Ohne Zweifel. Wir brauchen Deutsch-
land. Ein europäisches Deutschland. Ein
Deutschland, das seiner Verantwortung
nachkommt und eine Führungsrolle
übernimmt. Noch kostet es wenig. Es ist
teurer, Entscheidungen immer und im-
mer wieder zu verschieben und anschlie-
ßend die Rechnung zu bezahlen.

Die Deutschen gelten wegen ihrer
Weigerung, den Geldhahn für Europa
zu öffnen, als Blockierer. Aber auch
den Italienern dürfte es doch schwer
vermittelbar sein, warum sie für
Griechenland haften sollten.
Meine Erfahrung lehrt mich, dass man
den Italienern die Wahrheit brutal ins
Gesicht sagen muss und die Ziele klar
benennen. Als ich die so genannte „Steu-
er für Europa“ einführte, bezahlten die
Menschen ohne zu murren.

In den 90er-Jahren haben Sie Italien
die Teilnahme am Euro gesichert, als
niemand mehr daran glaubte. Gibt es
Lektionen aus dieser Zeit, die noch
heute gelten?
Klar. Man braucht klare Ziele und ausge-
wogene Opfer, die immer und immer
wieder erklärt werden müssen. Auch
deswegen verstehe ich nicht, dass Minis-
terpräsident Silvio Berlusconi in diesen
Tagen nicht das Wort ergriffen hat.

Was sollte die Regierung machen?
Die Regierung muss sofort ein Treffen
mit der Opposition einberufen, um Er-
gänzungen zum Sparpaket zu beschlie-
ßen, die das Paket gewichtiger machen.
Das Ganze sollte das Gütesiegel der Ban-
ca D’Italia erhalten, womit die internati-
onale Glaubwürdigkeit gesichert wird.
Und dann sollte das Finanzgesetz
schnell verabschiedet werden.

Staatspräsident Giorgio Napolitano
fordert Geschlossenheit. Wird die
oppositionelle Demokratische Partei,
der Sie selbst angehören, dem Ruf
folgen und Einschnitte unterstützen?
Ich denke, man kann Kompromisse
schließen. Die Opposition muss dem
Gesetz aber nicht direkt zustimmen. Es
reicht, Prozeduren zu ermöglichen, die
eine schnelle Verabschiedung garan-
tieren.

Der frühere linke Premierminister
Massimo D’Alema regte eine Regie-
rung der nationalen Einheit an, unter
Führung eines unabhängigen Fach-
manns. Wäre das eine Lösung?
Wir haben dringendere Probleme zu lö-
sen. Wir müssen das Feuer löschen und
zeigen, dass unsere Finanzen unter Kon-
trolle sind. Im Anschluss wird das lang-
fristige politische Problem gelöst. Wenn
die Bude brennt, sollte man nicht über
neue Regierungen nachdenken.

Wird Italien aus der Krise finden?
Italien hat in schwierigen Zeiten stets
Antworten geliefert. Wir haben extrem
schwierige Momente bewältigt. Wir ha-
ben viele Schulden geerbt. Aber wir
standen stets loyal zu Europa. Trotz
aller Ineffizienz, Problemen und Spal-
tungen in unserem Land ist Europa un-
ser Fixstern.
Das Gespräch führte Andre Tauber
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„Europa hat nichts gelernt“
Italiens Ex-Ministerpräsident Romano Prodi fordert mehr Führung von Angela Merkel 

Es wird schwierig für Italien werden, wie-
der kräftig zu wachsen und so seinen
Schuldenberg abzubauen. Das ist das
Ergebnis einer Analyse des Internatio-
nalen Währungsfonds (IWF). 
Italien hat besonders stark unter der
Finanzkrise gelitten: Der Einbruch der
Wirtschaftsleistung war heftiger als in den
meisten anderen Euro-Ländern und die
Erholung verläuft sehr viel langsamer
als in den Nachbarländern. Die IWF-
Ökonomen machen vor allem die struktu-
rellen Probleme für die schwächelnde

Erholung verantwortlich: Dazu zählen vor
allem die verkrusteten Strukturen auf
dem Arbeitsmarkt und Gesetze, die den
Wettbewerb in vielen Branchen unterdrü-
cken. Aber auch die hohe und ungleich
verteilte Steuerlast und das geringe
Bildungsniveau schwächen die Wirt-
schaft. Weil die Löhne stärker gestiegen
sind als die Produktivität, ist das Land im
internationalen Wettbewerb in den ver-
gangenen Jahren weiter zurückgefallen.
Das Haushaltsdefizit und die Schulden
sind aber nach Ansicht der Experten die

größten Wachstumsbremsen. „Die Kon-
solidierung der Staatsfinanzen ist Voraus-
setzung für nachhaltiges Wachstum“,
schreiben die Autoren des Reports, der
am Mittwoch veröffentlicht wurde. Dafür
müsse die öffentliche Verwaltung
schrumpfen und effizienter arbeiten
und die Behörden müssten die verbreitete
Steuerhinterziehung stärker als bisher
bekämpfen. Das sarkastisch anmutende
Resümee des IWF: Erst mit hohem
Wachstum wird Italien seine Schulden los.
Ein Teufelskreis. Tobias Kaiser

TEUFELKREIS AUS HOHEN SCHULDEN UND SCHWACHEM WACHSTUM
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Romano Prodi wünscht
sich eine europaweite
Steuerpolitik
GETTY IMAGES/
CHINAFOTOPRESS

„Es ergibt keinen
Sinn, ein Treffen
abzuhalten, das
keine Lösung
bringt zu einem
Thema, das nicht
verschwindet –
außer man setzt
sich damit
auseinander“
Enda Kenny,
irischer Ministerpräsident, 
zum geplanten EU-Sondergipfel

„Moody’s hat
kein Problem
mit Irland,
Irland hat 
ein Problem 
mit Europa“
Enda Kenny zur Herabstufung

„Der Anstieg bei
den italienischen
Renditen spiegelt
die fehlende
Zuversicht in 
die europäische
Politik wider, 
aber keine
Verschlechterung
der fundamentalen
Daten“
Mitteilung der 
Ratingagentur Fitch

„Die Herabstufung
Irlands steht 
sehr im Gegensatz
zu den jüngsten
Daten, die eine
Rückkehr zum
Wachstum in
diesem Jahr
unterstützen“
EU-Kommission 

„Es ist
frustrierend,
und es macht
unseren Job
schwieriger“
Richard Bruton,
irischer Industrieminister


